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Liebe Mandantin, lieber Mandant, 

 

auch im vergangenen Monat hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft einiges getan. Über die 

aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und Entscheidungen halten wir Sie mit Ihren Mandanteninfor-

mationen gerne auf dem Laufenden. Zögern Sie nicht, uns auf einzelne Punkte anzusprechen, wir beraten 

Sie gerne. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

1. Gewinn aus der Veräußerung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft als Arbeitslohn 

Wird aus dem Verkauf einer Managementbeteiligung an einer Kapitalgesellschaft ein Erlös er-

zielt, handelt es sich hierbei nicht um eine Vergütung für die gegenüber einer Tochtergesell-

schaft erbrachte nichtselbstständige Tätigkeit. Dies gilt insbesondere dann, wenn die Beteili-

gung als eine eigenständige Erwerbsgrundlage zur Erzielung von Einkünften anzusehen ist. 

Hintergrund 

X war in den Jahren 2014 und 2015 als Manager bei der zu der D-Group gehörenden B-GmbH ange-

stellt. Die B-GmbH gehörte zu der B-Unternehmensgruppe. Im Juni 2010 wurden Aktien der C-Holding, 

die an der B-Unternehmensgruppe beteiligt war, den Mitarbeitern des Managements der B-Gruppe 

zum Kauf angeboten. X erwarb 160 Anteile zum Kaufpreis von insgesamt 10 USD. Im Oktober 2010 

veräußerte die D-Group ihre Anteile an der C-Holding an die F-Holding. Die Anteile des X wurden am 

1.11.2011 übertragen. Zwischen den Anteilseignern und der F-Holding wurde der Kaufpreis je Anteil 

mit 1.752 USD vereinbart. X wurde in beiden Jahren jeweils rund 90.000 USD ausbezahlt. 

X erklärte die Gewinne aus der Veräußerung der Aktien als der Abgeltungsteuer unterliegende Kapi-

taleinkünfte. Das Finanzamt nahm dagegen Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit an. 

Das Finanzgericht gab der Klage statt, da seiner Ansicht nach der Veräußerungsgewinn seine Ursache 

in der Kapitalbeteiligung hatte, die als Sonderrechtsverhältnis unabhängig von dem Anstellungsver-

hältnis entstanden war und dieses überlagerte. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof bestätigte die Entscheidung des Finanzgerichts. Die X zugeflossenen Veräuße-

rungserlöse sind den Einkünften aus Kapitalvermögen und nicht den Einkünften aus nichtselbstständi-

ger Arbeit zuzuordnen. 

Zu den Einnahmen aus nichtselbstständiger Arbeit gehören alle Vorteile, die dem Arbeitnehmer aus 

dem Dienstverhältnis für das Zurverfügungstellen seiner individuellen Arbeitskraft zufließen. Beteiligt 

sich ein Arbeitnehmer kapitalmäßig an seinem Arbeitgeber, kann die Beteiligung eigenständige Er-

werbsgrundlage sein, sodass damit in Zusammenhang stehende Einnahmen und Aufwendungen in 

keinem steuerlich erheblichen Veranlassungszusammenhang zum Arbeitsverhältnis stehen. Der Ar-

beitnehmer nutzt dann sein Kapital als eine vom Arbeitsverhältnis unabhängige und eigenständige Er-
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werbsgrundlage. Dafür spricht insbesondere, wenn der Arbeitsvertrag keinen Anspruch auf den Erwerb 

der Beteiligung und einen anteiligen Veräußerungserlös als Gegenleistung für die nichtselbstständige 

Tätigkeit vorsieht, die Beteiligung vom Arbeitnehmer zum Marktpreis erworben und veräußert wird und 

der Arbeitnehmer das volle Verlustrisiko trägt sowie keine besonderen Umstände aus dem Arbeitsver-

hältnis erkennbar sind, die Einfluss auf die Veräußerbarkeit und Wertentwicklung der Beteiligung neh-

men. 

Im vorliegenden Fall sprechen für diese Zuordnung die Gesichtspunkte: Das Beteiligungsangebot nur 

an die leitenden Angestellten schließt einen nicht aus dem Arbeitsverhältnis resultierenden Vorteil nicht 

aus. X hat seine Beteiligung an der C zu marktüblichen Konditionen erworben und veräußert. Die Mög-

lichkeit einer erhöhten Gewinnchance spricht nicht gegen Einkünfte aus Kapitalvermögen, da eine sol-

che Chance grundsätzlich bei jeder Kapitalbeteiligung besteht. X stand der Veräußerungsgewinn un-

abhängig davon zu, ob er weiterhin als Angestellter für die B-GmbH tätig wurde. Der Anstellungsver-

trag des X sah keinen Anspruch auf den Erwerb der Beteiligung oder einen anteiligen Veräußerungser-

lös vor. Der Erwerb der Beteiligung erfolgte losgelöst vom Anstellungsverhältnis. Unerheblich ist auch 

das geringe Verlustrisiko des X, da dieses mit den marktüblichen Anschaffungskosten korrelierte. 

 

2. Warum Gesellschafterlisten nicht aus dem Handelsregister gelöscht werden können 

Reicht eine GmbH ihre Gesellschafterliste ein, sollte diese zutreffend sein. Denn die Gesell-

schafterliste kann nicht nachträglich aus dem Handelsregister gelöscht werden – selbst wenn 

mit ihr versehentlich vertrauliche Unterlagen eingereicht wurden. 

Hintergrund 

Nachdem ein Gesellschafter einer GmbH verstorben war, reichte der Geschäftsführer eine neue Ge-

sellschafterliste beim elektronischen Handelsregister ein. In dieser war die Erbengemeinschaft als Ge-

sellschafterin aufgeführt. Zusammen mit der neuen Gesellschafterliste wurde der Erbschein übermit-

telt. 

Das Registergericht stellte die Gesellschafterliste und den Erbschein in den elektronischen Register-

ordner der GmbH ein. Dagegen wandte sich eine Erbin. Ihrer Ansicht nach handelte es sich bei dem 

Erbschein um ein vertrauliches Dokument, das nicht öffentlich einsehbar sein dürfte. Das Registerge-

richt wies den Antrag zurück, da es nicht befugt war, Gesellschafterlisten aus dem Registerordner zu 

löschen. Denn sonst könnte sich der Rechtsverkehr kein vollständiges Bild über die Historie der Ge-

sellschafterverhältnisse machen. 

Entscheidung 

Die Beschwerde der Erbin beim Oberlandesgericht hatte keinen Erfolg. Das Gericht entschied, dass 

die Löschung einer Gesellschafterliste aus dem Handelsregister oder ihre Berichtigung nicht möglich 

ist. Das Amtslöschungsverfahren gilt nur für Registereintragungen, jedoch nicht für reine Hinterlegun-

gen wie im Fall der Gesellschafterliste. 

Im Verhältnis zur GmbH gelten die Personen als Gesellschafter, die in die beim Handelsregister hinter-

legte Gesellschafterliste aufgenommen sind. Nur für diese Personen gilt die Legitimationswirkung und 

nur diese können Gesellschafterrechte ausüben. Wegen dieser großen Bedeutung müssen aktualisier-

te Gesellschafterlisten eingereicht werden, wenn es Änderungen bei den Gesellschaftern oder den 

Geschäftsanteilen gibt. Das Registergericht darf die eingereichten Gesellschafterlisten grundsätzlich 

nur auf formelle Fehler überprüfen. Eine Überprüfung der inhaltlichen Richtigkeit erfolgt nicht. 

Für die Vergangenheit ist eine Korrektur der Gesellschafterliste nicht möglich. Zum Schutz des 

Rechtsverkehrs bleiben die in den Registerordner aufgenommenen Gesellschafterlisten mit allen Anla-

gen dauerhaft hinterlegt und zwar auch, wenn sie unrichtig sind. Dabei bleibt es sogar dann, wenn mit 

der Gesellschafterliste versehentlich vertrauliche Informationen beim Registergericht eingereicht wur-

den. 

 

 


